
Hinweisgeberschutzgesetz,
bzw. die EU-Whistleblowingrichtlinie

www.hinweisgeber.munker.info



Die „Whistleblowing-Richtlinie“

EU-Richtlinie 2019/1937, in Kraft getreten am 16.12.2019.

Bis zu diesem Zeitpunkt gab es keine einheitliche gesetzliche Grundlage im europäischen Raum 
für den Schutz von Hinweisgebern.

Mitgliedstaaten müssen die Richtlinie durch eigene nationale Gesetze „umsetzen“, Frist für die 
Umsetzung war am 17.12.2021 abgelaufen.



Das Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG)

• Gesetzentwurf der Bundesregierung: „Entwurf eines Gesetzes für einen besseren Schutz 
hinweisgebender Personen sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die 
Verstöße gegen das Unionsrecht melden“

• BT-Drs. 20/4909 vom Dez 2022

• Einigung mit Zustimmung BR nach Vermittlungsausschuss: 12.05.2023

• Verkündung im Gesetzblatt: 02.06.2023 -> Geltung: 02.07.2023 

• 02.07.2023: Verpflichtung zur Einrichtung einer internen Meldestelle für Unternehmen > 250 MA

• 01.12.2023: Anwendung § 40 HinSchG (Bußgeldvorschriften)

• 17.12.2023: Verpflichtung zur Einrichtung einer internen Meldestelle für Unternehmen > 50 MA



Notwendigkeit eines Hinweisgebersystems

Die Notwendigkeit zur Errichtung von internen Meldekanälen ergibt sich aus der EU-Richtlinie 
aus dem Jahr 2019 sowie aus dem Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG).

Art. 8 Abs. 1 EU-Richtlinie 2019/1937:
"… juristische Personen des privaten und öffentlichen Sektors [haben] Kanäle und Verfahren für 
interne Meldungen und für Folgemaßnahmen [einzurichten]...„

§ 12 Abs. 1 HinSchG:
"Beschäftigungsgeber haben dafür zu sorgen, dass bei ihnen mindestens eine Stelle für interne 
Meldungen eingerichtet ist und betrieben wird ..."



§ 1 HinSchG - Zielsetzung und persönlicher 
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt den Schutz von natürlichen Personen, die im Zusammenhang mit ihrer 

beruflichen Tätigkeit oder im Vorfeld einer beruflichen Tätigkeit Informationen über Verstöße 

erlangt haben und diese an die nach diesem Gesetz vorgesehenen Meldestellen melden oder 

offenlegen (hinweisgebende Personen).

(2) Darüber hinaus werden Personen geschützt, die Gegenstand einer Meldung oder Offenlegung 

sind, sowie sonstige Personen, die von einer Meldung oder Offenlegung betroffen sind.



§ 3 HinSchG - Begriffsbestimmungen

(8) Beschäftigte sind 

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,

……..

Fraglich: Was ist mit Bewerbern?

Erwägungsgrund 39 der EU-Richtlinie 2019/1937 lautet wie folgt:

„[...] Schutz sollte auch Personen mit beendetem Arbeitsverhältnis und Bewerbern für

eine Stelle oder Personen, die Dienstleistungen bei einer Organisation erbringen 

möchten, gewährt werden, wenn sie während des Einstellungsverfahrens oder einer 

anderen vorvertraglichen Verhandlungsstufe Informationen über Verstöße erhalten [...].“

-> Unter den Schutz des Gesetzes sind also auch Bewerber für eine Stelle gestellt.

-> Das HinschG thematisiert dies nicht.



§ 12 HinSchG - Pflicht zur Einrichtung interner Meldestellen

• § 12 HinSchG: Kanzleien > 250 MA, ab 17.12.2023 auch Kanzleien > 50 MA



§ 12 HinSchGPflicht zur Einrichtung interner Meldestellen

• § 12 HinSchG: Kanzleien > 250 MA, ab 17.12.2023 auch Kanzleien > 50 MA

§ 4 HinSchG - Verhältnis zu sonstigen Bestimmungen

(1) Diesem Gesetz gehen spezifische Regelungen über die Mitteilung von Informationen über 
Verstöße in den folgenden Vorschriften vor:

1. § 6 Absatz 5 und § 53 des Geldwäschegesetzes,

2. § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer 3 des Kreditwesengesetzes und § 13 Absatz 1 des 
Wertpapierinstitutsgesetzes,

3. § 58 des Wertpapierhandelsgesetzes,

4. § 23 Absatz 6 des Versicherungsaufsichtsgesetzes,

5. § 28 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 und § 68 Absatz 4 Satz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs,

6. §§ 3b und 5 Absatz 8 des Börsengesetzes,

7. § 55b Absatz 2 Nummer 7 der Wirtschaftsprüferordnung, …….



Verhältnis zu § 6 Absatz 5 GwG 

1. § 6 Absatz 5 GwG : „Die Verpflichteten haben im Hinblick auf ihre Art und Größe angemessene 
Vorkehrungen zu treffen, damit es ihren Mitarbeitern und Personen in einer vergleichbaren 
Position unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität möglich ist, Verstöße gegen 
geldwäscherechtliche Vorschriften geeigneten Stellen zu berichten.“

-> Interne Sicherungsmaßnahmen sind für Steuerberater gem. der Befreiungsanordnung nach 
§ 6 Abs. 9 GwG der jeweils zuständigen Steuerberaterkammer nur verpflichtend, wenn sie ihren 
Beruf in einer Einheit mit mehr als zehn sozietätsfähigen Berufsträgern ausüben oder 
überwiegend treuhänderische Tätigkeiten erbringen.



Verhältnis zu § 55b Absatz 2 Nummer 7 der WPO

7. § 55b Absatz 2 Nummer 7 der WPO:

(2) Bei Berufsangehörigen, die Abschlussprüfungen nach § 316 des Handelsgesetzbuchs 
durchführen, haben die Regelungen nach Absatz 1 angemessene Grundsätze und Verfahren zur 
ordnungsgemäßen Durchführung und Sicherung der Qualität der Abschlussprüfung zu umfassen. 

Dazu gehören zumindest 

1. …….

7. Verfahren, die es den Mitarbeitern unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität 
ermöglichen, potenzielle oder tatsächliche Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 
oder gegen Berufspflichten sowie etwaige strafbare Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten 
innerhalb der Praxis an geeignete Stellen zu berichten,

8. …….



(Notwendiger) Exkurs: Anonyme Meldungen?

• Keine Pflicht (mehr) zur Einrichtung eines Meldekanals, welcher auch anonyme 

Meldungen gestattet, im Gegensatz zu früheren Entwürfen des HinSchG.

• § 16 Abs. 1 HinSchG: „Die interne Meldestelle soll auch anonym eingehende  

Meldungen bearbeiten. Es besteht allerdings keine Verpflichtung, die Meldekanäle so 

zu gestalten, dass sie die Abgabe anonymer Meldungen ermöglichen.“

• Erfahrungsgemäß sind anonyme Hinweise aber oft wertvolle Hinweise, da der 

Hinweisgeber sich geschützt fühlt und freier meldet.



§ 4 HinSchG - Verhältnis zu sonstigen Bestimmungen

(1) Diesem Gesetz gehen spezifische Regelungen über die Mitteilung von Informationen über 
Verstöße in den folgenden Vorschriften vor:

1. § 6 Absatz 5 und § 53 des Geldwäschegesetzes,

2. § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer 3 des Kreditwesengesetzes und § 13 Absatz 1 des 
Wertpapierinstitutsgesetzes,

3. § 58 des Wertpapierhandelsgesetzes,

4. § 23 Absatz 6 des Versicherungsaufsichtsgesetzes,

5. § 28 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 und § 68 Absatz 4 Satz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs,

6. §§ 3b und 5 Absatz 8 des Börsengesetzes,

7. § 55b Absatz 2 Nummer 7 der Wirtschaftsprüferordnung, …….



§ 5 HinSchG - Vorrang von Sicherheitsinteressen sowie 
Verschwiegenheits- und Geheimhaltungspflichten

(2) Eine Meldung oder Offenlegung fällt auch nicht in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes, 
wenn ihr entgegenstehen:
………

die Pflichten zur Wahrung der Verschwiegenheit durch Rechtsanwälte, Verteidiger in einem 
gesetzlich geordneten Verfahren, Kammerrechtsbeistände, Patentanwälte und Notare,

???

die Pflichten zur Wahrung der Verschwiegenheit durch Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und 
Angehörige eines anderen
Heilberufs, 
………



Meldungen von Hinweisgebern

Warum sind Meldungen von Hinweisgebern so wertvoll?

• Ohne Hinweise ist eine Aufklärung von Verstößen kaum möglich.

• Ohne Aufklärung können Verstöße nicht abgestellt werden.

• Werden Verstöße nicht abgestellt, wird das Unternehmen ggf. sanktioniert.

• Wird das Unternehmen sanktioniert, leiden Reputation, Umsatz und Wachstumschancen.

• Schäden des Unternehmens sind Schäden an bestehenden und zukünftigen Arbeitsplätzen.



Was soll über das Hinweisgebersystem 

gemeldet werden?

Verstöße gegen Gesetze und Regelungen sollen gemeldet werden. Hier einige Auszüge: 

• Verstöße, die strafbewehrt sind,

• Verstöße, die bußgeldbewehrt sind, soweit die verletzte Vorschrift dem Schutz von Leben, 
Leib oder Gesundheit oder dem Schutz der Rechte von Beschäftigten oder ihrer 
Vertretungsorgane dient,

• sonstige Verstöße gegen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder der Länder sowie 
unmittelbar geltende Rechtsakte der Europäischen Union und der Europäischen 
Atomgemeinschaft …



Was soll über das Hinweisgebersystem 

gemeldet werden?

Einige nicht abschließende Beispiele aus dem HinSchG:
• Geldwäsche,
• Terrorismus,
• Vorgaben zur Produktsicherheit und -konformität,
• Umweltschutz,
• Strahlenschutz,
• Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit,
• Verbraucherrechte und des Verbraucherschutzes,
• Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation,
• Datenschutz,
• Sicherheit in der Informationstechnik,
• Verstöße gegen für Körperschaften und Personenhandelsgesellschaften 

geltende steuerliche Rechtsnormen,
• …..



Was soll über das Hinweisgebersystem 

gemeldet werden?



Was soll über das Hinweisgebersystem 

gemeldet werden?



Was soll über das Hinweisgebersystem 

gemeldet werden?



Was soll über das Hinweisgebersystem 

gemeldet werden?



Inhalt einer Meldung

Was sollte eine Meldung enthalten?

• Wer war am Verstoß beteiligt?
(z.B. Mitarbeiter Z aus der Abteilung Einkauf, StO München)

• Was ist passiert?
(z.B. Lieferant X hat Mitarbeiter Z bestochen um einen Großauftrag zu erhalten)

• Wann ist der Verstoß erfolgt? 
(z.B. am 11.02.2020, 11:30 Uhr)

• Wie wurde der Verstoß begangen?
(z.B. Lieferant X hat Mitarbeiter Z für eine Bevorzugung bei Vergabe eines Auftrags eine Urlaubsreise auf die 
Seychellen versprochen)

• Wo ist der Verstoß erfolgt?
(z.B. in Deutschland, in der Abteilung Einkauf am Standort München)

• Welche Beweise existieren für den Verstoß?
(z.B. Lieferant X hat den Zuschlag erhalten, obwohl Angebote zu besseren Konditionen vorlagen, Mitarbeiter 
Z ist gegenwärtig auf den Seychellen, Frau Y aus der Buchhaltung hat den Verstoß auch beobachtet)



Verbot von Repressalien

Die Meldung als Hinweisgeber ist stets vertraulich und muss ohne Benachteiligung erfolgen! 

-> Die Auslagerung der internen Meldestelle sichert die Vertraulichkeit der Meldungen und trägt

dazu bei, die Gefahr von Benachteiligungen einzudämmen.



Mitbestimmung des Betriebsrates?

§ 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG: Mitbestimmungsrecht bzgl. Verhaltensregeln der Arbeitnehmer:

Verhalten der Arbeitnehmer kann betroffen sein, wenn Beschäftigungsgeber über die gesetzlichen 

Vorgaben hinausgehen und den Mitarbeitern Meldepflichten auferlegen.

§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG: Mitbestimmungspflicht aufgrund der technischen Ausgestaltung des 

Hinweisgebersystems:

Bei Möglichkeit der Verhaltens- und/oder Leistungskontrolle der Arbeitnehmer.

Mitbestimmungsrecht ist abhängig von der Gestaltung des Hinweisgeberkanals.

Bei Auslagerung der internen Meldestelle ist für den Beschäftigungsgeber technisch nicht 

nachvollziehbar, ob ein Mitarbeiter einen Hinweis abgibt, nur Folgemaßnahmen finden betriebsintern 

statt.



Beispiele für Verstöße aus dem Bereichen Vertrieb

Ein Vertriebsmitarbeiter unseres Unternehmens spricht auf einer Branchenveranstaltung mit Mitarbeitern des 

Wettbewerbers über das sinkende Preisniveau des Markts und erwähnt hierbei, dass auch unser 

Unternehmen in den kommenden Wochen die Preise noch einmal deutlich senken wird.

Ein Vertriebsmitarbeiter unseres Unternehmens verspricht einem Mitarbeiter eines Großkunden Karten für 

das Endspiel der WM, sollte unser Unternehmen den Zuschlag beim nächsten Großauftrag erhalten.

Ein Kunde unseres Unternehmens verlangt im Gegenzug für die Erteilung eines neuen Auftrags eine Einladung 

zum Hauptstandort unseres Unternehmens für sich und diverse Angehörige.

Produkte unseres Unternehmens die einer Ausfuhrgenehmigung bedurft hätten, sind ohne eine solche 

exportiert worden.



Beispiele für Verstöße aus dem Bereichen Einkauf

Ein Mitarbeiter des Einkaufs unseres Unternehmens tauscht sich mit Wettbewerbern darüber aus, ob 

bestimmte Preisänderungen der Lieferanten, die die gesamte Branche betreffen durch unser Unternehmen 

akzeptiert werden.

Ein Mitarbeiter des Einkaufs unseres Unternehmens lässt sich vom Vertriebsmitarbeiter eines Lieferanten eine 

Urlaubsreise dafür versprechen, ihn bei der Auswahl für die nächsten Aufträge zu bevorzugen.

Ein Mitarbeiter unseres Unternehmens nimmt im Rahmen eines geschäftlichen Besuchs im Werk eines 

Lieferanten wahr, dass keine Brandschutztüren, Feuerlöscher oder ein Feueralarm vorhanden sind und die 

Fluchtwege teilweise verstellt sind.

Ein Mitarbeiter des Einkaufs unseres Unternehmens nimmt im Rahmen eines geschäftlichen Besuchs im Werk 

eines Lieferanten wahr, dass an den Maschinen Minderjährige beschäftigt werden.



Beispiele für Verstöße aus dem Bereichen Personal

Die Betriebsratswahlen an einem Standort unseres Unternehmens werden durch die lokale Personalabteilung 

unter Androhung von Nachteilen blockiert.

Eine Mitarbeiterin unseres Unternehmens ist auf einer Dienstreise von ihrem Vorgesetzten unsittlich berührt 

worden.

Durch die Lohnbuchhaltung eines Standorts unseres Unternehmens werden Sozialversicherungsbeiträge nicht 

in korrekter Höhe abgeführt.

Ein Mitarbeiter der Forschungs- und Entwicklungsabteilung unseres Unternehmens bespricht die Ergebnisse 

eines aktuellen Forschungsprojekts unseres Unternehmens mit einem aus unserem Unternehmen 

ausgeschiedenen Kollegen, der bei einem Konkurrenten tätig ist.

Die Mitarbeiter einer Abteilung unseres Unternehmens werden durch ihre Führungskraft dazu angehalten, 

Überstunden zu leisten ohne diese in der Zeiterfassung zu verbuchen.



Beispiele für Verstöße aus dem Bereichen Finanzen

Eine Lieferantenrechnung wird zweimal verbucht, einmal auf das Konto des Lieferanten, einmal auf das 

private Konto eines Mitarbeiters der Buchhaltung unseres Unternehmens.

Steuerliche Buchführungs- und Aufbewahrungsvorschriften werden aufgrund von Unkenntnis durch 

Mitarbeiter der Buchhaltung unseres Unternehmens verletzt.

Sachzuwendungen werden durch die Buchhaltung unseres Unternehmens nicht versteuert.

Der Buchhaltung unseres Unternehmens werden Zahlungsanweisungen in erheblicher Höhe gegenüber einem 

Berater in einem Land mit hohem Corruption Perceptions Index vorgelegt ohne das hierfür die 

entsprechenden Verträge oder substanzielle Leistungen nachgewiesen werden können. 



Outsourcing der Hinweisgeber-Meldestelle

Wie setzen wir das 
Hinweisgeberschutzgesetz mit

wenig Aufwand für Sie um?

Mehr Infos auf www.hinweisgeber.munker.info oder persönlich unter 08807 24 44 7-0.



Ihr Hinweisgeber-Team - die Munker Privacy Consulting GmbH 

in Kooperation mit der Schmid Frank Rechtsanwälte PartG mbB.

Kooperationspartner

www.munker.info                                                                 www.schmid-frank.de 



Der Weg einer Meldung

Wie kann man eine Meldung abgeben?

Eine Meldung kann über das Meldeportal oder per Telefon abgegeben werden.

Wer ist der erste Empfänger einer Meldung? 

Die erste Sichtung und Kategorisierung der Meldungen erfolgt durch den 

Hinweisgeberbeauftragten aus der Anwaltskanzlei Schmid Frank Rechtsanwälte.

• Bestätigung des Eingangs,

• ggf. Einholung weiterer Informationen,

• Überwachung und Dokumentation der Meldungen,

• Identifikation und Weitergabe stichhaltiger Meldungen.



Der Weg einer Meldung

Wer ist der weitere Empfänger einer Meldung? 

Stichhaltige Meldungen, die in den Anwendungsbereich des HinSchG fallen, werden durch den 

Hinweisgeberbeauftragten an die Ansprechperson im Unternehmen zur Ergreifung

angemessener Folgemaßnahmen nach § 18 HinSchG gegeben.

Welche Informationen erhält der Hinweisgeber?

Nach der Bestätigung des Eingangs der Meldung erhält die hinweisgebende Person durch den 

Hinweisgeberbeauftragten innerhalb von drei Monaten eine Rückmeldung. Diese 

Rückmeldung umfasst die Mitteilung geplanter sowie bereits ergriffener Folgemaßnahmen 

sowie die Gründe für diese. Eine Rückmeldung an die hinweisgebende Person darf nur 

insoweit erfolgen, als dadurch interne Nachforschungen oder Ermittlungen nicht berührt und 

die Rechte der Personen, die Gegenstand einer Meldung sind oder die in der Meldung genannt 

werden, nicht beeinträchtigt werden.



Auslagerung der internen Meldestelle in der Praxis

Einrichtung

Technische Einrichtung der Meldestelle, Aufbau 
der Meldewege online und telefonisch.

Ausführung

Laufender Betrieb der Meldestelle, Annahme
und Bearbeitung eingehender Meldungen.

Meldungsmanagement

Identifikation und Weitergabe stichhaltiger
Meldungen, Überwachung und 
Dokumentation.

Nachbearbeitung

Abschließende Dokumentation, Überwachung
von Aufbewahrungs- und Löschfristen, 
Behandlung von Anfragen.
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Verschlüsselung des Meldeportals



Meldung eines Hinweises über das Meldeportal



Meldung eines Hinweises über das Meldeportal



Meldung eines Hinweises über das Meldeportal

Kann deaktiviert werden, dann werden keine 
anonymen Meldungen angenommen.



Meldung eines Hinweises über das Meldeportal



Meldung eines Hinweises

über das Meldeportal



Meldung eines Hinweises – Eingangsbestätigung 

per E-Mail



Login am Meldeportal



Login des Meldeportals



Ansicht im Meldeportalortal



Ansicht im Meldeportal



Outsourcing der Hinweisgeber-Meldestelle

Fragen?

Mehr Infos auf www.hinweisgeber.munker.info oder persönlich unter 08807 24 44 7-0.


